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Kleine Anfrage 1253 
 
des Abgeordneten Wilfried Grunendahl  CDU 
 
 
Dichtheitsprüfung in Wasserschutzgebieten 
 
 
Die Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung des Landeswassergesetzes sorgt für 
Verunsicherung bei Kommunen und der Bevölkerung. Die Neuregelungen zur 
Dichtheitsprüfung sind auch mit Blick auf die Konsequenzen für Haushalte und Kosten nicht 
nachvollziehbar. 
Das von rot-grün vorgelegte Gesetz enthält viele offene Fragen und 
Interpretationsspielräume – dazu zählt vor allem die geplante Prüfpflicht in 
Wasserschutzgebieten.     
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:  
 
1. Wenn Dichtheitsprüfungen nach Änderung des Landeswassergesetzes vom 05. März 

2013 in Wasserschutzgebieten angeordnet und durchgeführt werden – trägt dann der 
Wasserversorger die Kosten der Überprüfung? 
 

2. Gibt es nach der in Kraft getretenen Änderung des Landeswassergesetzes vom 05. 
März 2013 noch eine allgemeine, verpflichtende, flächendeckende und 
wiederkehrende Dichtheits- bzw. Funktionsprüfung für alle Anschlussleitungen? 
 

3. Trifft Frage 2 zu, beabsichtigt die Landesregierung in der 16. Wahlperiode dauerhaft 
auf ihr Recht, über eine Rechtsverordnung den Erlass von Fristen gem. § 61, Abs. 2, 
Ziffer 2 auch für Anschlussleitungen, die nur häusliches Schmutzwasser abführen, zu 
verzichten? 
 

4. Trifft Frage 2 nicht zu und gibt es damit keine allgemeine, für alle 
Anschlussleitungen geltende Dichtheitsprüfung mehr, haben dann die Begünstigten 
in einem Wasserschutzgebiet (Wasserversorgungsunternehmen) nicht nach § 52 
WHG die Pflicht, Nutzungseinschränkungen, belastende und Kosten verursachende 
Auflagen in die jeweiligen Wasserschutzgebietsverordnungen aufzunehmen und zu 
entschädigen? 
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5. Ist durch die am 05. März 2013 in Kraft getretene Änderung des 
Landeswassergesetzes der im § 161 LWG unter Ziffer 14a aufgeführte 
Bußgeldtatbestand wegen Fortfall des § 61a LWG gegenstandlos geworden? 

 
 
 
Wilfried Grunendahl 
 
 
 
 


